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Drucksache 186 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 10. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 21. Januar 1954 


1/ Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Aufhe- 

Dr. Mommer bung des Sichtvermerkzwanges für Staatsan- 
gehörige der OEEC-Staaten auf solche Staaten- 
lose auszudehnen, die im Besitz von Flücht- 
lingspässen sind, welche auf Grund inter- 
nationaler Vereinbarungen ausgestellt wurden? 

2. Abgeordneter Warum zahlt der Bund für eine Villa, gelegen 

Hellenbrock in der Stadtgemeinde Süditeln (Landkreis 

Kempen-Krefeld) 150000 DM die vom 
Verkäufer mit rund 100000 DM an andere 
Interessenten vorher angeboren wurde? Wer 
hat bei diesem Kauf die Vermittlerrolle über- 
nommen, und was wurde dabei an Provision 
gezahlt? 

3. Abgeordneter Warum wird der seit Jahresfrist bestehende 

Koenen Schäffer-Plan (Wohnungsbau für Besatzungs- 

verdrängte),"" der den Besatzungsverdrängten 
unbedingt Erleiditerung bringen könnte, nicht 
energisch und sdinell durch geführt? Ist die 
Finanzierung nicht sichergestellt oder welche 
anderen Gründe verhindern den Bau der 
Häuser ? 

4. Abgeordneter Ist der Herr Bundesminister für Verkehr nicht 

Koenen auch der Auffassung, daß Verkehrshinder- 

nisse unter allen Umständen reihenfolgemäßig 
nach ihrer Dringlichkeit beseitigt werden 
müssen? Wenn ja, findet er nicht, daß der 
Teil des Kreuzungsgesetzes, der die Kosten- 
frage regelt, eine Beseitigung nach diesen 
Dringlichkeitsgesiditspunkten direkt verhindert 
und dringend einer Änderung bedarf, da 
unbedingt zu beseitigende Verkehrshinder- 
nisse (so z. B. Bündesbahnkreuzungen in Orts- 
durchfahrten) sidi zum Teil in finanzschwachen 
Gemeinden befinden, die niemals den auf sie 
nach dem Kreuzungsgesetz entfallenden Anteil 
finanzieren können? 


Dru(^; Buchdrudeerei Peter Meier, Buisdorf /Siegburg 



5. Abgeordneter 
Ritze! 


6. Abgeordneter 
Ritzel 


7. Abgeordneter 
Platner 


8. Abgeordneter 
Platner 


9. Abgeordneter 
Platner 


10. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


11. Abgeordneter 
Krammig 


12, Abgeordneter 
Krammig 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um der Preisdiktatur in der Zigarettenin- 
dustrie zu begegnen? 

Welche Schwierigkeiten stehen der Ausgabe 
von internationalen Porto- Gutscheinen im 
Wege und was hat die Bundesregierung getan, 
um diese Schwierigkeiten zu überwinden? 

Wann ist mit der Veröffentlichung des Ent- 
wurfs eines Urheberrechtsgesetzes seitens des 
Bundesministeriums der Justiz zu rechnen? 

Ist der Herr Bundesminister für Verkehr 
bereit, Maßnahmen zum Ausbau der bereits 
projektierten, für die wirtschaftlidie Entwick- 
lung des hessischen Zonengrenzgebietes be- 
deutsamen Autobahnverbindung zwischen 
Kassel und Hamm zu treffen? 

Ist der Herr Bundesminister für Verkehr 
bereit, im Interesse der Wirtschaft des hessi- 
schen Zonengrenzgebietes bei der Verwaltung 
der Bundesbahn darauf hinzuwirken, daß im 
Rahmen des Programms der Elektrifizierung 
der Bundesbahn zunädist das vorgenannte 
Gebiet berücksichtigt wird? 

Was weiß die Bundesregierung über die Beset- 
zung der Züge des Berufsverkehrs der 
Deutschen Bundesbahn und welche Abhilfe- 
maßnahmen gedenkt sie gegen deren Über- 
besetzung zu ergreifen? 

Ist der Bundesregierung die häufig anzutref-* 
fende schlechte Qualität der von der Deut- 
schen Zündwarenmonopolgesellschaft herge- 
stellten und vertriebenen Sicherheitszündhölzer, 
die als „Haushaltsware” bezeichnet sind, 
bekannt und was wird sie veranlassen, um 
dem abzuhelfen ? 

Aus welchen Gründen werden gehobene 
Beamte der Zollverwaltung, denen die Eig- 
nung zum Bezirkszollkommissar (Grenze) vor 
1945 nicht zuerkannt werden konnte, weil 
sie nicht zum Reservc-Offizieranwärter ernannt 
worden sind, bei gleichen Kenntnissen und 
dienstlichen Leistungen bei der Beförderung 
auch heute noch solchen Beamten gegenüber 
benachteiligt, denen diese Eignung seinerzeit 
zugesprochen worden war? 



13. Abgeordneter 
Baur (Augsburg) 


14. Abgeordneter 
Arndgen 


15. Abgeordneter 
Dr. von Buchka 


16. Abgeordneter 
Dr. von Budika 


17. Abgeordneter 
Dr. von Budika 


18. Abgeordneter 
Dr. Lütkens 


19. Abgeordneter 
Brese 


20. Abgeordneter 
Brese 


Wann gedenkt die Bundesregierung den Ge- 
setzentivurf betreffend die Pensionskasse Deut- 
scher Eisenbahnen und Straßenbahnen, dessen 
alsbaldige Vorlage bereits im 1. Deutschen 
Bundestag - und zwar in den Sitzungen vom 
17. Juni 1953 und 3. Juli 1953 gefordert 
wurde, vorzulegen? 

Wann wird die Bundesregierung die angekün- 
digten Richtlinien für den Wiederaufbau 
kriegszerstörter landwirtschaftlicher Gehöfte 
erlassen, damit die von den gesdiädigten Land- 
wirten gemäß § 254 LAG gestellten Anträge 
erledigt werden können? 

Unter Hinweis auf eine unlängst vom „Bundes- 
kuratorium zur Förderung der Bekämpfung 
der Rindertuberkulose“ gefaßte Entschließung 
frage idi die Bundesregierung, in welcher 
Weise die Regierung diese Maßnahmen zu 
unterstützen gedenkt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um dem außerordentlich verschärften 
Wettbewerb in der deutschen Fischindustrie 
zu steuern, der durch den Verlust des Ab- 
satzes in der Sowjetzone entstanden ist? 

Wann ist mit der Vorlage eines Handels- 
klassengesetzes und eines Fischgesetzes zu 
rechnen, durch die eine Qualitätsverschlechte- 
rung der Erzeugnisse der Fischindustrie ver- 
hindert wird? 

Kann die Bundesregierung die Richtigkeit der 
in der Zeitschrift „Der Spiegel" Nr. 1/1954 
S. 4 zu findenden Nachricht bestätigen, wonach 
eine Dienststelle der amerikanischen Luftwaffe 
an ehemalige deutsche Kriegsgefangene Frage- 
bogen ausgesandt hat, in denen diese gebeten 
werden, Angaben über ihnen aus ihrer Ge- 
fangenschaft bekannte industrielle Anlagen 
verschiedener Art zu machen? 

Womit begründet die Bundesbahn die außer- 
ordentlich vermehrte Verwendung von Beton- 
schwellen anstelle der erprobten und bedeutend 
billigeren Holzschwellen? 

Trifft es zu, daß aus Bundesmittelh erhebliche 
Kredite für die Errichtung privater Beton- 
schwellenwerke gegeben wurden, und was 
rechtfertigt gegebenenfalls diese Ausgaben? 



21. Abgeordneter 
Welskop 

22. Abgeordneter 
Welskop 


23, Abgeordneter 
Dr. Dr. h.c. Prinz 
zu Löwenstein 


24. Abgeordneter 
Dr. Lütkens 


25. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


26. Abgeordneter 
Krammig 


27. Abgeordneter 
Dr. Menzel 


Wann ist mit dem Beginn der Elektrifizierung 
der Bundesbahn auf der Köln-Mindener Strecke 
zwischen Duisburg und Dortmund zu rechnen? 

Wann ist mit dem Ausbau des Emscherweges, 
der nördlichen Parallelstraße des Ruhrschnell- 
weges, zwischen Oberhausen und Dortmund 
zu rechnen? 

Ungefähr zu welchem Zeitpunkt kann mit 
der Fertigstellung und Bekanntgabe des Saar- 
gutachtens gerechnet werden, mit dessen Aus- 
arbeitung die Bundesregierung in der ein- 
stimmigen Entschließung des Deutschen Bun- 
destages vom 2. Juli 1953 beauftragt wurde? 

Welche Dienststelle der Bundesregierung oder 
wer etwa sonst hat dem Herrn Bundeskanzler 
das Material zur Bewertung der Rede des 
Herrn Chruschtschew und zur Beurteilung 
der wirtschaftlichen Lage in der Sowjet-Union 
vorbereitet, das er zum Gegenstand eines der 
UP am 22. November 1953 gegebenen Inter- 
views, über das deutsche Zeitungen eingehend 
berichtet haben, gemacht hat? 

Aus welchen Gründen ist der Verwaltungs- 
rat beim Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen noch nicht gebildet worden, 
obgleich die Konstituierung gemäß § 34 des 
Postverwaltungsgesetzes bis spätestens am 
3U Oktober 1953 hätte vorgenommen werden 
müssen und der Bundestag die von ihm zu 
entsendenden Mitglieder vor längerer Zeit 
benannt hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ameri- 
kanische Dienststellen den Zuschlag bei einer 
Ausschreibung über die Lieferung von Woll- 
decken im Werte von 8 Millionen DM der 
Santa Roma-GmbH., Frankfurt/Main, erteilt 
haben und daß diese Firma den Auftrag an 
italienische Lieferanten in voller Höhe ver- 
geben hat? Welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, daß amerikanische Dienst- 
stellen künftig den Zuschlag für Ausschrei- 
bungen, die über den Besatzungskostenhaus- 
halt bezahlt, werden müssen, an inländische 
Firmen vergeben? 

Billigt die Bundesregierung den Vorschlag des 
Bundesministers für Familienfragen, Herrn 
Dr. Wuermeling, in seiner Frankfurter Rede 
vom 11. Januar 1954, „einmal zu prüfen. 



wieviel Richter bei Ablegung des Richtereids 
den religiösen Eid verweigerten, und danach 
festzustellen, wie die Ehescheidung an jenen 
Gerichten gehandhabt werde“? 

28. Abgeordneter Ist der Herr Bundesminister für Wirtschaft 

Heye der Ansicht, daß mit aktiver Hilfe von Ver- 

braucherorganisationen - die sich u. a. durch 
die Bekanntgabe von genauen Tests der auf 
dem Markt angebotenen Waren (z. B. Auto- 
mobile, Radios, Textilwaren, Waschmittel etc.) 
auswirkt - das freie Spiel der Kräfte in der 
Wirtschaft belebt und die Qualität bei ange- 
messener Preisgestaltung gefördert werden 
kann ? 

29. Abgeordneter Ich bitte den Herrn Bundesminister der 

Heye Finanzen um Auskunft, 

a) wie hoch sich die Haushaltsausgaben bei 
dem Kapitel 4007 (Versorgung von verdräng- 
ten Angehörigen des öffentlidien Dienstes pp.) 
und dem Kapitel 4008 (Versorgung der Berufs- 
soldaten pp.) bis zum 30. September 1953 
belaufen haben, 

b) wie hoch sie vom 1. Oktober 1953 bis 
31. März 1954 waren bzw. geschätzt werden, 

c) wie hoch der Haushaltsvoranschlag für 
1953 unter Berücksichtigung des Beamten- 
gesetzes und der Novelle zum Gesetz gemäß 
Artikel 131 GG ist, 

d) welche Beträge gemäß § 18 des Gesetzes 
gemäß Artikel 131 GG festgestellt und vom 
Bund vereinnahmt worden sind. 

30. Abgeordneter In welcher Weise und vor allem wann gedenkt 
Dr. Stammberger die Bundesregierung auch für das Jahr 1953 

die Zonengrenzlandbauern für den durch die 
verschärften Maßnahmen der Sowjetzonen- 
regierung erlittenen Ernteausfall zu entschä- 
digen? 

31. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesminister für Verkehr 

Dr. Lindrath bekannt, daß in einzelnen Ländern den Fahr- 

zeughaltern im ET-Dienst aus Anlaß der 
Kündigung des Verrechnungsabkommens mit 
der Amexco die Fortführung ihres Droschken- 
betriebes untersagt worden ist, und was ge- 
denkt er zu tun, um die Anwendung des 
Personenbeförderungsgesetzes in Überein- 
stimmung mit den verfassungsmäßigen Grund- 
rechten und der Politik der freien Markt- 
wirtschaft zu gewährleisten? 


Bonn, den 14. Januar 1954 



